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Rp-Abo-Info
Viermal im Jahr werden wir Sie über neue und laufende Begutachtungen und sonstige Projekte der Rechtspolitischen Abteilung der WKÖ informieren. Darüber hinaus möchten wir dieses Forum nutzen, unsere politischen Positionen der interessierten Öffentlichkeit leichter zugänglich zu machen.
Der jeweils zu Quartalsende erscheinende Newsletter beinhaltet aber auch nützliche Informationen über Publikationen und Veranstaltungen unserer Abteilung, sowie die Verlinkung zu wesentlichen Grundsatzinformationen zu aktuellen rechtspolitischen Themen.
Neben regulären Erscheinungsterminen planen wir, Sondernummern mit besonders aktuellen Informationen und Veranstaltungshinweisen auszusenden.

Interessierte können den Newsletter unter nachfolgender Adresse abonnieren:
http://wko.at/rp.

Da wir auf Ihre Meinung besonderen Wert legen, bitten wir Sie, uns unter rp@wko.at ihr Feedback zu unserem Newsletter zu schicken.
Ihr Newsletter-Team

Editorial
Law meets Politics. Recht trifft Politik.

Rechtspolitik – die Abteilung am Puls der Zeit.

Liebe Leser und Nutzer des RP-Newsletters,

Sie haben es sicherlich schon bemerkt: Die Wirtschaftskammer hat ihren Internetauftritt wko.at neu gestaltet. Damit verbunden ist auch eine einheitliche Neuausrichtung unserer elektronischen Informationsvermittlung; die Neugestaltung wird aber noch ein wenig Zeit benötigen, um das Licht der Öffentlichkeit zu erblicken. Gut Ding braucht eben Weile. (
Jedenfalls drehen sich die politischen Kolben im Motor unserer Republik in vielen Bereichen so schnell, dass wir kein Problem haben werden, ausreichend Content zusammentragen zu können, um mit unserem Winter-Newsletter im zeitlichen Plan zu bleiben.

Wichtige langjährige Baustellen konnten endgültigen Regelungen Platz machen (zB beim Thema Antikorruption), andere gewinnen von Europa her wieder an Dynamik (zB Neuord-

nung der Verbraucherrechte; Neuregulierung des Kfz-Vertriebs). Auch für die Insolvenzrechtsreform findet sich Licht am Ende des Tunnels. Am Ende des Newsletters legen wir Ihnen den Besuch unserer bzw interessanter externer Veranstaltungen ans Herz.

Seit Oktober verstärkt Frau Mag. Gabriele Benedikter unser Team. Sie kommt vom Fachverband der Nahrungs- und Genussmittelindustrie und wird sich hauptsächlich mit Marken-, Muster- und Patenrecht sowie Handelsbräuchen befassen. Darüber hinaus wird ab 1. November Frau Mag. Elke Peck unsere Abteilung unterstützen und das allgemeine Zivilrecht betreuen.
In der Hoffnung, dass Ihnen unser Newsletter wieder viele interessante Informationen bringt, verbleibe ich,

Ihre Rosemarie Schön

Leiterin der Abteilung für Rechtspolitik
Privatrecht, Unternehmens- und
Gesellschaftsrecht
Richtlinien-Vorschlag über Verbraucherrechte: Neue Vorschläge der schwedischen Präsidentschaft zur Gewährleistung

Der Richtlinien-Vorschlag der Europäischen Kommission über Rechte der Verbraucher wird derzeit in einer Ratsarbeitsgruppe (RAG) verhandelt. Der von der Europäischen Kommission (EK) im Okt. 2008 vorgelegte Vorschlag führt  vier bestehende Verbraucherschutzrichtlinien (Fernabsatz, Haustürwiderruf, Verbrauchsgüterkauf, missbräuchliche Klauseln) allerdings mit erheblichen inhaltlichen Änderungen zusammen. Besonders problematisch sind die weiten Definitionen von Fernabsatzvertrag und Außergeschäftsraumvertrag (AGV), die einem 14-tägigen Rücktrittsrecht unterliegen. Fast alle Verträge z.B. mit Handwerkern, die zum Maßnehmen in die Wohnung der Kunden kommen, oder wenn Aufträge telefonisch/per Mail erteilt werden, wären erfasst.

Die Entwicklungen in der RAG sind aber nun insbesondere auch hinsichtlich der Gewährleistungsregelungen alarmierend. Schon der Vorschlag der EK beinhaltet im Vergleich zur bestehenden Rechtslage gewisse Verschlechterungen, orientiert sich aber im Wesentlichen an der geltenden Verbrauchsgüterkaufrichtlinie. Ein nunmehr von der schwedischen Präsidentschaft vorgelegter Vorschlag beinhaltet u.a. folgendes:
· Verbraucher sollen Gewährleistungsbehelfe für Mängel haben, die während einer Frist von 10 Jahren (derzeit sind es 2 Jahre) nach Übergabe hervorkommen, wenn sich das Produkt nicht für den Zweck eignet, für den es der Konsument braucht oder für jene Zwecke für die Waren derselben Art üblicher Weise verwendet werden. 

· Während einer Frist von 15 Tagen soll Konsumenten unter bestimmten Voraussetzungen ein sofortiges Vertragsauflösungsrecht zustehen (right to reject), d.h. der Vorrang von Verbesserung und Austausch, wie er derzeit das Gewährleistungsrecht bestimmt, würde damit entfallen. 

· Sowohl nach der geltenden Rechtslage als auch nach dem Kommissionsvorschlag besteht eine Vermutungsfrist für das Vorliegen des Mangels im Zeitpunkt der Übergabe. Diese greift dann, wenn ein Mangel innerhalb von 6 Monaten nach Übergabe hervorkommt. Diese Frist von 6 Monaten soll nach dem Vorschlag der schwedischen Präsidentschaft zumindest auf 1 Jahr (!) ausgedehnt werden. 

Österreichische Regierungsvertreter haben die jetzigen Vorschläge in den entsprechenden EU-Gremien dankenswerter Weise sehr kritisch hinterfragt. Die WKÖ setzt nun alles daran, dass sich auch die Wirtschaftsverbände in anderen EU-Ländern gegen diese massive Schlechterstellung zur Wehr setzen. Nicht überall funktioniert der Informationsfluss zwischen Regierung und Wirtschaft so gut wie bei uns. WKÖ-Präsident Dr. Christoph Leitl hat daher in persönlichen Schreiben an zahlreiche Schwesterverbände in anderen Staaten über die jüngsten Entwicklungen beim EU-Verbraucherschutzrecht informiert und an die jeweiligen Präsidenten appelliert, sich mit den jeweiligen Vertretern in der Ratsarbeitsgruppe in Verbindung zu setzen. 

Auch im Europäischen Parlament beginnt nun die intensive Arbeit für die 1. Lesung zu diesem Richtlinienvorschlag, der ein legistisches Großprojekt darstellt. Eurochambres, der Dachverband der europäischen Handels- und Industriekammern hat insbesondere für diese Zwecke ein Positionspapier erarbeitet,  das Ende September 2009 veröffentlicht wurde.  Wir freuen uns, dass die von der WKO aufgezeigten Problempunkte und Anliegen zum Richtlinien-Vorschlag von Eurochambres weitgehend vollständig übernommen wurden. 
Den Richtlinienvorschlag-Vorschlag der EK, die  WKÖ-Stellungnahme, das Positionspapier der WKÖ als eine Kurzfassung der ausführlichen Stellungnahme sowie auch das Eurochambres- Positionspapier finden Sie hier: http://portal.wko.at/wk/format_detail.wk?AngID=1&StID=512231&DstID=16&titel=Richtlinien-Vorschlag,über,Verbraucherrechte.
Mag. Huberta Maitz-Straßnig

Ministerialentwurf eines Rechnungslegungsrechts-Änderungsgesetzes 2010 (RÄG) 2010 in Begutachtung

Das Bundesministerium für Justiz hat Anfang Oktober 2009 einen Entwurf eines Rechnungslegungsrechts-Änderungsgesetzes 2010 – RÄG 2010 zur Begutachtung versandt. Der Entwurf enthält zwei Kernpunkte: Erstens die Anhebung des für die Rechnungslegungspflicht festgelegten Schwellenwertes, zweitens die Beseitigung diverser Bewertungswahlrechte. 

Der geltende § 189 Abs. 1 Z 2 UGB sieht in Bezug auf die Rechnungslegungspflicht von Unternehmen, die nicht von einer Kapitalgesellschaft geführt oder beherrscht werden, einen Schwellenwert von 400.000,- Euro vor. Diese Unternehmen genießen nicht das für Kapitalgesellschaften geltende Privileg der beschränkten Haftung. Diese Regelung hat sich grundsätzlich bewährt. Allerdings sollten auch Unternehmen, die über dieser Umsatzerlösgrenze liegen und von der derzeit wirtschaftlich angespannten Situation finanziell stark betroffen sind, möglichst bald von Verwaltungslasten befreit werden, soweit dies auch im Hinblick auf die steuerrechtlichen Buchführungspflichten und die Eintragungspflicht im Firmenbuch verträglich scheint. Diese Unternehmen sollen daher in einem weitergehenderen Ausmaß als bisher von der Verpflichtung zur Buchführung, Inventur und Bilanzierung nach den unternehmensrechtlichen Vorschriften durch eine Anhebung des Schwellenwertes auf 700.000,- Euro befreit werden.

In den geltenden unternehmensrechtlichen Bewertungsregelungen ist auch eine Reihe von Wahlrechten enthalten, die für die steuerrechtliche Gewinnermittlung nicht bestehen. Ein Teil dieser Abweichungen vom Steuerrecht bedingen nicht nur einen Mehraufwand bei der Bilanzerstellung nach Unternehmensrecht und Steuerrecht, sondern erschweren auch die Vergleichbarkeit der unternehmensrechtlichen Jahresabschlüsse und können zu Lasten eines möglichst getreuen Bildes von der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens gehen. Im Sinne einer Angleichung der Unternehmens- und der Steuerbilanz zur Senkung von Verwaltungslasten würde in diesen Fällen auch eine Verbesserung der Aussagekraft der Bilanz durch Aufgabe von Wahlrechten eintreten. 

Der Entwurf enthält daher Änderungen in folgenden Bereichen:

· Aufwendungen für das Ingangsetzen und Erweitern eines Betriebes,

· Mindestansatz der Herstellungskosten,

· entgeltlich erworbener Geschäfts(Firmen)wert,

· Abschreibung des Umlaufvermögens,

· Zuschreibungen,

· Unterschiedsbetrag infolge einer Konsolidierung.

Bei dieser Gelegenheit soll im Hinblick auf die Richtlinie 2009/49/EG auch eine Klarstellung in die Rechnungslegungsvorschriften aufgenommen werden, wonach Mutterunternehmen, die ausschließlich Tochterunternehmen haben, die für sich und zusammengenommen von untergeordneter Bedeutung sind, keine Pflicht zur Erstellung eines Konzernabschlusses und Konzernlageberichts trifft, was Stimmen in der Literatur bereits zum geltenden Recht vertreten haben.

Die vorgesehenen Änderungen bestehender Informationsverpflichtungen für Unternehmen 

würden zu einer substantiellen Verminderung der Verwaltungslasten für Unternehmen in einer geschätzten Höhe von 55 Mio. Euro pro Jahr führen. Allein durch die Anhebung der Buchführungsgrenzen von 400.000,- auf 700.000,- Euro würden rd. 12.000 Unternehmen entlastet: Unternehmen, die bisher bilanzierungspflichtig waren und zukünftig unter die neue Umsatzschwelle fallen, wären nicht mehr verpflichtet, die Rechnungslegungsvorschriften des UGB einzuhalten, sie können ihre Buchhaltung auf eine deutlich günstigere Einnahmen-Ausgaben-Rechnung umstellen, es entfallen Verwaltungskosten z. B. für die Bilanzierung und die Inventur.

Unternehmen, die bisher aufgrund der steuerlichen Übergangsregelung bis Ende 2009 

(§ 124b Z 134 EStG 1988) noch nicht auf die doppelte Buchführung bzw. die Gewinnermittlung nach § 5 EStG 1988 umstellen mussten, wären auch in Zukunft nicht verpflichtet, die Rechnungslegungsvorschriften des UGB einzuhalten.

Weitere Informationen finden sich auf der Website: http://www.justiz.gv.at/gesetzesentwuerfe.

Dr. Manfred Grünanger

Insolvenzrechtsreform

Wie angekündigt, hat das BMJ seinen Entwurf zur Reform des Unternehmensinsolvenzrechts am 21. August 2009 veröffentlicht. Der Entwurf samt Materialien ist unter http://www.parlament.gv.at/PG/DE/XXIV/ME/ME_00083/pmh.shtml abrufbar. 

Der Gesetzesentwurf wurde im Rahmen einer bestens besuchten Veranstaltung der WKÖ am 12. September 2009 umfangreich erläutert und diskutiert.

Vor dem Hintergrund der Wirtschaftskrise sollen Sanierungen erleichtert werden. Verfahrenstechnisch erfolgt dies vor allem durch die Schaffung eines einheitlichen Verfahrensrechts. So soll die Ausgleichsordnung mit der Konkursordnung, die zukünftig Insolvenzordnung heißen soll, verschmolzen werden.

Eine Reihe von Maßnahmen soll dem Schuldner Anreize dafür bieten, möglichst frühzeitig die insolvenzrechtlichen Möglichkeiten zu nützen. Bekannt ist, dass dies derzeit immer noch viel zu spät und unvorbereitet geschieht.

Liegt ein tauglicher Sanierungsplan bei Eröffnung vor, soll – soweit auch die sonstigen Voraussetzungen gegeben sind - ein Sanierungsverfahren durchgeführt (mit Eigenverwaltung des Schuldners, sofern eine Quote von mindestens 30 % angeboten wird [entspricht in etwa dem bisherigen Ausgleich) werden; ohne Eigenverwaltung: Mindestquote 20 % [entspricht dem bisherigen Zwangsausgleich]). Das bisherige Konkursverfahren zur Liquidierung des Unternehmens bleibt erhalten.

Eine Erleichterung für den Schuldner für die Sanierung soll auch dadurch gegeben sein, dass Verträge für den Fall der Insolvenz grundsätzlich nicht mehr aufgelöst werden dürfen. Obwohl im Detail noch Einiges zu verbessern sein wird, ist klar, dass die Aufrechterhaltung von Verträgen für eine Sanierung des Unternehmens wesentlich ist. Neben einer Verlängerung der Fortführungsfrist sollen auch die Stundungsfristen für Absonderungs- und Aussonderungsansprüche von 90 Tagen auf sechs Monate verdoppelt werden. Die Kapitalquote für die Zustimmung zu einem Sanierungsplan soll von derzeit 75 % auf 50 % gesenkt werden.

Maßnahmen zur Zurückdrängung der Konkursabweisungen mangels Masse sind eine geplante Erweiterung der zum Kostenvorschuss verpflichteten Personen auf Gesellschafter mit einem Anteil von zumindest 25 % sowie eine schnellerer Verlust der Gewerbeberechtigung im Falle einer Konkursabweisung mangels Masse.

Zum Entwurf langten zahlreiche Stellungnahmen ein, die weitaus überwiegend die Grundüberlegungen der Reform begrüßten. Das BMJ überarbeitet aufgrund der Rückmeldungen nunmehr seinen Entwurf. Ziel ist es weiterhin, die Reform mit 1. Jänner 2010 in Kraft treten zu lassen.

Dr. Artur Schuschnigg
IASB veröffentlicht Rechnungslegungs-standard IFRS for SMEs

Der International Accounting Standards Board (IASB) hat im Juli 2009 nach einem mehrjährigen Entwicklungsprozess einen International Financial Reporting Standard (IFRS) für kleine und mittelgroße Unternehmen (small and medium sized entities - SMEs) veröffentlicht (IFRS for SMEs). Dieser ist ein eigenständiger, 230 Seiten umfassender Rechnungslegungsstandard, der auf die Bedürfnisse von KMU und den Nutzern von deren Abschlüssen zugeschnitten ist. Im Vergleich zu den vollen (full) IFRS wurden viele darin enthaltenen Prinzipien zur Bilanzierung und Bewertung von Vermögenswerten, Verbindlichkeiten, Erträgen und Aufwendungen vereinfacht, nichtrelevante Themengebiete für KMU weggelassen und die Anzahl der vorgeschriebenen Anhangangaben deutlich reduziert. Darüber hinaus sollen zukünftige Änderungen am IFRS for SMEs nur alle drei Jahre erfolgen.

Der finale Standard enthält im Vergleich zum Standardentwurf aus dem Jahr 2007 weitere Vereinfachungen. Dazu gehören unter anderem:

· eigenständiges Dokument ohne Querverweise auf die vollen IFRS (mit Ausnahme der optionalen Anwendung von IAS 39 für Finanzinstrumente) und damit Streichung komplexer Wahlrechte,

· planmäßige Abschreibung immaterieller Vermögenswerte mit unbegrenzter Nutzungsdauer einschließlich Geschäfts- und Firmenwert,

· kein Wahlrecht zur Neubewertung von immateriellen Vermögenswerten und Sachanlagen,

· aufwandswirksame Erfassung von Forschungs- und Entwicklungskosten sowie Fremdkapitalkosten,

· Aufnahme der Änderungen an IAS 32 zu kündbaren Instrumenten.

Der IFRS for SMEs enthält neben dem Standardtext und der Grundlage für Schlussfolgerungen auch Umsetzungsleitlinien, die einen Musterabschluss und eine Checkliste zu Ausweis- und Angabepflichten umfassen. Informationen zum neuen Standard sind auf der IASB-Website unter dem link: http://www.iasb.org/IFRS+for+SMEs/IFRS+for+SMEs+and+related+material/IFRS+for+SMEs+and+related+material.htm verfügbar. 

Dr. Manfred Grünanger

Öffentliches Recht
Ausweitung der Prüfzuständigkeit des
Rechnungshofs für Unternehmen
Am 23.9.2009 wurde eine Ausweitung der Rechnungshofkontrolle im Hinblick auf Unternehmen, die von der öffentlichen Hand beherrscht werden, beschlossen. 

Ihre Zustimmung zur Aufweichung des Bankgeheimnisses knüpfte die Opposition an die Bedingung, die Rechnungshofkontrolle sowohl bei Gemeinden als auch bei Unternehmen auszuweiten. Es kam in der Folge zu einer Vier-Parteien-Einigung (SPÖ, ÖVP, BZÖ und Grüne), die eine Lockerung des Bankgeheimnisses und gleichzeitig eine Stärkung der Prüfbefugnisse des Rechnungshofes vorsah.

Bisher regelte Art. 126b Abs. 2 B-VG, dass der Rechnungshof Unternehmungen dann prüfen darf, wenn der Bund an diesen allein oder gemeinsam mit anderen der Rechnungshofkontrolle unterliegenden Rechtsträgern mit mindestens 50 % des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist. Einer solchen Beteiligung war die Beherrschung von Unternehmungen durch andere finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder organisatorische Maßnahmen gleichzuhalten. Der VfGH judiziert hierzu, dass eine Beherrschung nur dann vorliegt, wenn die rechtlichen Verflechtungsmaßnahmen einen Einfluss auf das Unternehmen vermitteln, wie er einer mindestens 50%igen Beteiligung am Stamm-, Grund- oder Eigenkapital entspricht. Der VfGH legte somit nur rechtliche und keine faktischen Gegebenheiten seiner Beurteilung zugrunde und verlangte, dass eine Majorisierung durch andere abgeblockt werden konnte.

Nach der neuen Regelung sieht Art. 126b Abs. 2 B-VG weiterhin vor, dass geprüft werden kann, wenn der Bund allein oder gemeinsam mit anderen der Rechnungshofkontrolle unterliegenden Rechtsträgern eine mindestens 50%ige Beteiligung am Unternehmen hält. Der Tatbestand der „Beherrschung“ wird jedoch nunmehr anders geregelt: Dem Rechnungshof soll weiters die Überprüfung jener Unternehmungen obliegen, die der Bund allein oder gemeinsam mit anderen der Rechnungshofkontrolle unterliegenden Rechtsträgern durch finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder organisatorische Maßnahmen tatsächlich beherrscht. Die „Beherrschung“ muss damit nicht mehr einer 50%igen Beteiligung gleichkommen und es darf auch nicht mehr nur ausschließlich auf rechtliche Gegebenheiten abgestellt werden, weil dies dem Wort „tatsächlich“ widersprechen würde.

Die Materialien zu § 12 Abs. 1 Rechnungshofgesetz, der gleichzeitig mit Art. 126b Abs. 2 B‑VG geändert wurde und diesem wortgleich nachgebildet ist, definieren den Tatbestand der „tatsächlichen Beherrschung“ näher: Demnach liegt eine „tatsächliche Beherrschung“ dann vor, wenn aufgrund der finanziellen, rechtlichen und faktischen Gegebenheiten klar ist, dass der Bund allein oder gemeinsam mit anderen der Rechnungshofkontrolle unterliegenden Rechtsträgern die Unternehmung dominiert. Außerdem wird in den Materialien als Beispiel eines der Rechnungshofkontrolle nunmehr unterliegenden Unternehmens die Flughafen Wien AG erwähnt. Teil der Parteienabsprache war nämlich offenbar, dass der „Skylink“ jedenfalls vom Rechnungshof geprüft werden können muss. An der Flughafen Wien AG sind das Land Wien und das Land Niederösterreich jeweils mit 20 % beteiligt, halten also zusammen eine 40%ige Beteiligung. 

Unter Zugrundelegung der Materialien ergibt sich somit, dass eine tatsächliche Beherrschung dann anzunehmen ist, wenn eine Beteiligung der öffentlichen Hand an dem Unternehmen vorliegt, diese wohl auch ein gewisses Maß erreichen muss, und wenn rechtliche und faktische Umstände eine Dominanz der öffentlichen Hand klar ergeben. Damit fallen unseres Erachtens OMV und Telekom keinesfalls unter die Prüfkompetenz des Rechnungshofes. 

Eine endgültige Auslegung des Tatbestandes der „tatsächlichen Beherrschung“ wird jedoch im Streitfall der VfGH vorzunehmen haben. Er wird sich dabei jedoch an den Materialien zu § 12 Abs. 1 RHG orientieren müssen, da diese Bestimmung wortgleich die Bestimmung des Art. 126b Abs. 2 B-VG wiedergibt und gleichzeitig mit diesem erlassen wurde. Es ist daher zu erwarten, dass der VfGH die Prüfkompetenz des Rechnungshofes nicht ins Uferlose ausdehnen wird, sondern gewichtige Tatsachen für eine solche Prüfung durch den Rechnungshof sprechen müssen.

Dr. Elisabeth Sperlich, LL.M.
Änderungen im Korruptionsstrafrecht 

Mit 1. September 2009 traten die neuen Antikorruptionsstrafbestimmungen in Kraft.

Sie bringen aus unserer Sicht eine wesentliche Verbesserung gegenüber der bislang gegolten habenden Rechtslage, insb. durch die Präzisierung wesentlicher Begriffe wie der des Amtsträgers.

Wie groß das Interesse an der Thematik ist, hat eine von ca. 300 Teilnehmern besuchte Veranstaltung der WKÖ am 12. Oktober 2009 „Österreichische Gemütlichkeit? Das neue Korruptionsstrafrecht“ bewiesen.

Anzumerken ist, dass die Strafdrohungen teilweise empfindlich gesteigert wurden. Zudem bestehen keine Ausnahmen mehr für geringfügige Vorteile.

Wer gilt künftig als Amtsträger?

Mitglieder inländischer verfassungsmäßiger Vertretungskörper (Abgeordnete zum Nationalrat, zu den Landtagen etc.) werden eingeschränkt in den Amtsträgerbegriff neu aufgenommen. 

Wie bisher sind alle Personen, die im Bereich der Verwaltung, der Justiz oder der Gesetzgebung (Abgeordnete s.o.) tätig sind, ebenso Amtsträger, wie Personen, die sonst hoheitlich tätig werden (z.B. § 57a KFG-Pickerl). Neu in den Kreis der Amtsträger aufgenommen wurden Personen, die für Sozialversicherungsträger tätig sind.

Personen, die für ein Unternehmen tätig sind, die der Kontrolle durch einen (inter)nationalen Rechnungshof unterliegen, sind nur noch dann Amtsträger, wenn dieses Unternehmen weit überwiegend für die Verwaltung der Gebietskörperschaften oder Sozialversicherungsträger tätig ist: Das gilt etwa für die BBG, BIG, die Buchhaltungsagentur und die Justizbetreuungsagentur, nicht jedoch für die ÖBB, ASFINAG, den ORF oder die Post. Der Kreis der Amtsträger ist somit enger als der bisherige, uferlose.

Wann liegt Bestechung vor? 

Jedweder Vorteil im Zusammenhang mit einem pflichtwidrigen Amtsgeschäft bzw. dessen Anbahnung ist verboten! Die Strafdrohungen für Fälle schwerer Korruption wurden wesentlich angehoben.

Was bedeutet Vorteilsannahme?

Die Annahme oder das Sich-Versprechen-Lassen von Vorteilen für ein pflichtgemäßes Amtsgeschäfts ist einem Amtsträger (mit Ausnahme österreichischer Abgeordneten) verboten, wenn dies dem Amtsträger durch dienstrechtliche Vorschriften (z.B. Beamten-Dienstrechtsgesetz) verboten ist. Beispielsweise ist Richtern generell verboten, Vorteile anzunehmen. Diese Regel gilt auch für im Nachhinein gewährte Vorteile, wie z.B. der Blumenstrauß an die Lehrerin nach Ende der Volksschule. Hingewiesen werden darf darauf, dass der Oberste Gerichtshof alleine die Vorreihung eines Aktes bereits als pflichtwidrig eingestuft hat.

Das Fordern eines Vorteils für ein pflichtgemäßes Amtsgeschäfts ist einem Amtsträger verboten, es sei denn, dies wäre ausdrücklich erlaubt nach einer dienstrechtlichen Vorschrift (eine derartige Vorschrift ist nicht bekannt) oder nach einer dienstrechtlichen Genehmigung.

Vorbereitung?

Einem österreichischen Amtsträger, einem Amtsträger eines anderen EU-Staates sowie einem Gemeinschaftsbeamten ist verboten, einen Vorteil für die Anbahnung eines pflichtwidrigen Amtsgeschäfts zu fordern, anzunehmen oder sich versprechen zu lassen. Z.B. für den Fall, dass zwar das Bauverfahren noch nicht läuft, aber klar ist, dass ein solches bevorsteht. Strafbar ist auch der Vorteilsgeber.

Ebenso ist es einem Amtsträger (mit Ausnahme eines österreichischen Abgeordneten) verboten, einen Vorteil für die Anbahnung eines pflichtgemäßen Amtsgeschäfts zu fordern, es sei denn, dies wäre ausdrücklich erlaubt nach einer dienstrechtlichen Vorschrift (eine derartige Vorschrift ist nicht bekannt) oder nach einer dienstrechtlichen Genehmigung. Das Annehmen oder Sich-Versprechen-Lassen ist in dieser Konstellation strafrechtlich nicht relevant.

Was bedeutet Vorteilszuwendung?

Das Anbieten, Versprechen oder Gewähren eines Vorteils an einen Amtsträger (mit Ausnahme eines österreichischen Abgeordneten) für ein pflichtgemäßes Amtsgeschäft ist verboten, wenn dies dem Amtsträger dienstrechtlich verboten ist.

Welche weiteren wichtigen Präzisierungen gibt es?

Vorteile an Amtsträger zur Anbahnung eines pflichtgemäßen, künftigen Amtsgeschäfts sind für den Vorteilsgeber strafrechtlich unbedenklich.

Besteht keinerlei Zusammenhang mit einem Amtsgeschäft (z.B. aktuelles Bauverfahren) und steht ein solches auch nicht konkret bevor, sind z.B. Essenseinladungen an Amtsträger nach dem Korruptionsstrafrecht nicht relevant. 

Zu beachten sind jedoch jedenfalls ausländische Strafbestimmungen. Ist ein Sachverhalt strafrechtlich unbedenklich, bedeutet dies überdies noch lange nicht, dass dieser Sachverhalt z.B. nach Dienstrecht nicht relevant sein könnte.

Hinsichtlich der Details ist auf den Gesetzestext zu verweisen. Das Bundesministerium für Justiz hat angekündigt, umfangreiche Erläuterungen herauszugeben.
Dr. Artur Schuschnigg
Wettbewerb & Regulierung

Konsultation der Europäischen Kommission: 'Post-i2010 - Prioritäten einer neuen Strategie für die europäische Informationsgesellschaft (2010-2015)'

Die Generaldirektion Inforationsgesellschaft und Medien hat bis zum 9. Oktober 2009 eine Konsultation betreffend Prioritäten einer neuen Strategie für die europäische Informations​gesellschaft in den Jahren 2010-2015 durchgeführt, die darauf abzielt, aufbauend auf den Erfolgen der Ende dieses Jahres auslaufenden i2010-Initiative unter Beteiligung einer breiten Öffentlichkeit eine neue Initiative für die Informationsgesellschaft ab dem Frühjahr 2010 zu entwickeln.

In der Einleitung zum Konsultationstext wird zunächst auf die Erfolge der 2005 von der Kommission verabschiedeten Strategie „i2010“ der EU zur Stärkung der Führungsrolle Europas im IKT-Bereich und zur Nutzbarmachung der Vorteile der Informationsgesellschaft für Wachstum und Beschäftigung in Europa Bezug genommen und auf die Herausforderungen der kommenden Jahre hingewiesen.

Als Grundlage für die bisherigen Erfolge Europas werden dabei das beständige Streben nach fairem Wettbewerb auf den Telekommunikationsmärkten und nach einem grenzenlosen Binnenmarkt für digitale Inhalte und Mediendienste identifiziert. Die technologische Führungsposition Europas wird insbesondere auf die kontinuierlichen Anstrengungen zur Schaffung einer kritischen Masse bei der Forschung und Entwicklung in neuen IKT-Bereichen zurückgeführt. Die Kommission erblickt im Reichtum an kulturellen Ressourcen eine besondere Stärke Europas und verweist dabei unter anderem auf die dynamische und erfolgreiche europäische Film- und Medienbranche und die Europäische Digitale Bibliothek. Die zukünftige politische Ausrichtung der Strategie soll sich weiterhin an diesen Eckpunkten orientieren und dabei an den Erfolgen der vergangenen Jahre anknüpfen.

Den Erfolgen der von der EU in den letzten vier Jahren verfolgten IKT-Strategie werden bestimmte Bereiche der Informationsgesellschaft gegenübergestellt, in denen Defizite bestehen, die geeignet erscheinen, Europas Führungsrolle im globalen Wettbewerb zu bedrohen. Die Kommission weist speziell darauf hin, dass Europa etwa im Bereich der neuen und innovativen Entwicklungen Gefahr läuft, seinen Wettbewerbsvorsprung einzubüßen: Europa habe sich beispielsweise beim Breitband-Internet als führend positioniert, liege aber auf dem Gebiet der Hochgeschwindigkeits-Glasfasernetze abgeschlagen hinter Japan und Südkorea zurück. Auch hätten die europäischen Erfolge im Mobilfunk sich nicht auf dem Gebiet der drahtlosen Breitbandverbindungen fortgesetzt, auf dem sich heute Asien anschickte, die weltweite Führung zu übernehmen. Schließlich stehe Europa auch bei den Internetdiensten und -anwendungen abseits, die mit neuen interaktiven Webangeboten wie Blogs und sozialen Netzwerken von den USA beherrscht werden.

Ausgehend von diesem Befund richtet die Kommission Fragen aus den folgenden Themenbereichen an die interessierten Kreise:

· IKT für eine Agenda für Wachstum und Arbeitsplätze

· IKT für eine nachhaltige kohlenstoffarme Wirtschaft

· Verbesserung der Leistung Europas in der IKT- Forschung und Entwicklung

· Schaffung einer vollständig verbundenen Gesellschaft und Wirtschaft durch schnelles und offenes Internet für alle

· Konsolidierung des Online-Binnenmarkts

· Förderung des Zugangs zu Kreativität auf allen Ebenen

· Stärkung der Rolle der EU in der internationalen IKT-Entwicklung

· Verfügbarkeit von und Zugang zu modernen und effizienten Diensten für alle

· Mehr Lebensqualität für die EU-Bürger durch die Nutzung von IKT.
Eine Zusammenfassung der Ergebnisse dieser Konsultation, an der sich auch die WKÖ beteiligt hat, wird veröffentlicht auf: http://europa.eu/i2010.

Der Text der nunmehr beendeten Konsultation ist abrufbar unter: http://ec.europa.eu/information_society/eeurope/i2010/docs/post_i2010/090804_ipm_content.pdf 

Die Rückmeldung der WKÖ kann hier abgerufen werden.

MMag. Winfried Pöcherstorfer, LL.M.

Reform der GVO Kfz

Die Europäische Kommission hat am 22.07.2009 zur GZ KOM (2009) 388 in der oben genannten Mitteilung ihre Vorschläge für die wettbewerbsrechtliche Reform des Kfz-Vertriebs vorgestellt. Grundsätzliche Linie der Kommission ist es, auf Dauer keine eigene Gruppenfreistellungs-VO für den Kfz-Bereich in Geltung zu haben, sondern die allgemeinen Wettbewerbsregeln auch in diesem Sektor anzuwenden. Dies bedeutet langfristig, dass an die Stelle der Gruppenfreistellungs-VO Kfz das allgemeine Gruppenfreistellungsregime für den vertikalen Vertrieb tritt. Es wird darauf hingewiesen, dass parallel zur Reform des Kfz-Vertriebs auch die allgemeine Gruppenfreistellungs-VO vertikaler Vertrieb überarbeitet wird.

Im Einzelnen schlägt die Kommission in ihrer Mitteilung vor, hinsichtlich der weiteren rechtlichen Behandlung zwischen dem Markt für den Verkauf von Neuwagen einerseits und den Märkten für die Instandsetzung- und Wartungsdienstleistung und/oder dem Ersatzteilhandel andererseits zu unterscheiden.

In Bezug auf den Handel mit Neuwagen sollen die diesbezüglichen Bestimmungen der geltenden Gruppenfreistellungs-VO Kfz bis zum 31.05.2013 in Kraft bleiben; diese Maßnahme dient der Umstellung der bestehenden Vertriebsstrukturen. Zusätzlich soll in sektorspezifischen Leitlinien eine Interpretation der Bestimmungen der Gruppenfreistellungs-VO vertikaler Vertrieb für folgende Sachverhaltskonstellationen vorgenommen werden:

· Verhinderung des Ausschlusses konkurrierender Kfz-Hersteller und Schutz ihres Zugangs zu den Vertriebs- und Instandsetzungsmärkten;

· Schutz des markeninternen Wettbewerbs;

· Erhalt der Abschreckungswirkung von Art 81 EG-Vertrag.

Die in der geltenden Gruppenfreistellungs-VO Kfz befindlichen zivilrechtlichen Schutzregelungen zugunsten des Kfz-Handels (z.B. Vertragslaufzeit, Kündigungsfristen, Begründungspflicht bei Kündigung, Übertragung von Händlerverträgen innerhalb des Netzes) sind nicht mehr als generell abstrakten Norm vorgesehen. Die Kommission verweist auf die Regeln des jeweiligen nationalen Vertragsrechts. In Österreich versucht va der Kfz-Handel unter dem Titel „Mittelstandsoffensive“ spezifische zivilrechtliche Regelungen zu lobbyieren.

Im Bereich der Märkte für Instandsetzungs- und Wartungsdienstleistungen und/oder dem Ersatzteilhandel sieht die Kommission den Wettbewerb als weniger ausgeprägt an. Daher schlägt sie vor, für diese Bereiche entweder ebenso eine sektorspezifische Leitlinie zu erlassen oder darüber hinaus eine auf den nachgelagerten Vertriebsmarkt fokussierte Gruppenfreistellungs-VO bzw. eine Kombination dieser beiden Instrumente zu erlassen. Diese Maßnahmen sollen vor allem die folgenden Sachverhalte betreffen:

· Schutz des Wettbewerbs zwischen unabhängigen Werkstätten und Vertragswerkstätten;

· Gewährleistung eines wirksamen Wettbewerbs zwischen den Vertragswerkstätten der Hersteller;

· Verhinderung einer Verschließung der Kfz-Anschlussmärkte gegenüber Ersatzteilherstellern.

Die für diesen Bereich geplanten Maßnahmen könnten mit 31.05.2010 in Kraft treten; das bedeutet, dass die alte Gruppenfreistellungs-VO Kfz für diesen Bereich ab diesem Zeitpunkt ihre Gültigkeit verliert.

Die WKÖ hat das gegenständliche Vorhaben der Kommission mehrheitlich abgelehnt. In einer Zeit, da nicht nur ein beträchtlicher Strukturwandel im Kfz-Sektor selbst um sich greift, sondern auch die allgemeinen wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen durch die allgemeine Wirtschaftskrise geprägt sind – immerhin hat der Staat durch die Verschrottungsprämie nicht unbeträchtliche Mittel zur Förderung des Kfz-Sektors zur Verfügung gestellt, ist eine Systemumstellung wirtschaftlich risikoreich und im Rahmen einer wirtschaftspolitischen Gesamtstrategie wenig sinnvoll.

Die Stellungnahme der WKÖ finden Sie hier: http://portal.wko.at/wk/format_detail.wk?AngID=1&StID=507289&DstID=16&titel=Reform,der,EU,Gruppenfreistellungsverordnung,Kfz
Dr. Theodor Taurer

Berufsrecht

Gütesiegel Meisterbetrieb
Verordnung des Wirtschaftsministers eröffnet attraktive zusätzliche Werbemöglichkeit für Meisterbetriebe

Gewerbebetriebe, deren Inhaber oder gewerberechtliche Geschäftsführer die Meisterprüfung erfolgreich abgelegt haben, dürfen im geschäftlichen Verkehr ein den betreffenden Betrieb als „Meisterbetrieb“ kennzeichnendes Gütesiegel verwenden. Der Wirtschaftsminister hat durch Verordnung ein solches Gütesiegel festgelegt (BGBl II 2009/313).

Bei Verwendung sind die vorgegebenen Relationen einzuhalten. Die Farbgebung hat grundsätzlich der Vorlage des BGBl II 2009/313 zu entsprechen (stilisierter Adler in Weiß auf rotem Hintergrund, rote Umrandung, Schrift schwarz; die nicht in Schwarz dargestellten Teile dürfen auch in Schwarz wiedergegeben werden). 

Das Gütesiegel darf im geschäftlichen Verkehr des betreffenden Meisterbetriebes verwendet werden. Zulässig sind die Verwendung insbesondere in der Geschäftskorrespondenz, im Internetauftritt, bei PR-Aktivitäten sowie das Anbringen auf Betriebsmitteln (z.B. auf Kraftfahrzeugen). Auf den in Verkehr zu bringenden Waren darf das Gütesiegel nicht an-gebracht werden. 

Durch die Verwendung des Gütesiegels können Meisterbetriebe ein Zeichen für ihre Ausbildung, ihren Einsatz und ihre Qualität setzen. Kunden sollen dadurch leicht erkennen können, welcher Betrieb seine handwerklichen und unternehmerischen Fähigkeiten mit einer Meisterprüfung bereits unter Beweis gestellt hat. 

Das Gütesiegel „Meisterbetrieb“ kann selbst angefertigt werden, aus dem Bundesgesetzblatt (http://www.ris.bka.gv.at) oder aus dem Internet der WKO heruntergeladen werden (http://wko.at).

DDr. Leo Gottschamel

Finanzdienstleistungs-assistent/Wertpapieragent

Auf Basis eines gemeinsamen Briefs des Bundesministeriums für Finanzen und des Bundesministeriums für Wirtschaft, Familie und Jugend an Frau Präsidentin des Nationalrates Mag. Barbara Prammer finden innerhalb der Wirtschaftskammerorganisation Gespräche zur Erarbeitung eines gemeinsamen Standpunktes aller Beteiligten statt. Diese Gespräche sollen die ausgewogene Berücksichtigung aller Interessen gewährleisten.
DDr. Leo Gottschamel

Gastgartenregelung

Derzeit finden politische Gespräche über die endgültige Ausgestaltung der Gastgartenregelungen der GewO statt. Dissens besteht derzeit noch über die Öffnungszeiten und die höchstzulässigen Verabreichungsplätze in Gastgärten. 
DDr. Leo Gottschamel

Bilanzbuchhaltungsgesetz-Novelle

Durch das Bilanzbuchhaltungsgesetz wurde die Möglichkeit zur selbständigen Tätigkeit für Bilanzbuchhalter, Buchhalter und Personalverrechner neu geregelt. In der Vollzugspraxis traten einzelne Fragen auf, die durch eine
Gesetzesänderung geklärt werden sollen. Die Begutachtung wird im Oktober gestartet werden.

DDr. Leo Gottschamel

Teilgewerbeverordnung

Am 24.9.09 fand eine Sitzung zur Teilgewerbeverordnung im BMWFJ statt. Dabei wurden die Änderungen der 1. TeilgewerbeVO sowie die geplanten, neuen Teilgewerbe der 2. TeilgewerbeVO diskutiert. 

Es wurde unter anderem klargestellt, dass für das geplante Teilgewerbe der Beleuchtung, Beschallung und Veranstaltungstechnik die in § 5 Abs 3 festgehaltenen Tätigkeiten unbedingt erlaubt und nicht ausgeschlossen sein sollen. Offenbar hat es sich dabei nur um ein Missverständnis gehandelt, welches richtiggestellt wird.

Weiters wurden die Teilgewerbe „Verspachteln von Gipskartonoberflächen“ und „Herstellen von Fütterungsarzneimitteln“ präsentiert. Ersteres wird voraussichtlich unter der Bezeichnung „Herstellen von malfähigen Oberflächen auf Gipsplatten an Decken und Wänden“ in Begutachtung gehen, letzteres wurde vom BMG positiv bewertet.

Da die Arbeiterkammer bei der Sitzung nicht anwesend war, kann von einem weiteren Koordinierungsbedarf ausgegangen werden.

Mag. Gerald Zillinger

Publikation

Schuschnigg, Das Korruptionsstrafrechtsänderungsgesetz 2009, SWK-Heft 23/24, 15.08.2009, 1077
Veranstaltungen

VIII.Wettbewerbssymposium, 18.11.2009, Wirtschaftskammer Österreich

http://portal.wko.at/wk/format_detail.wk?AngID=1&StID=502350&DstID=16&titel=VIII.,Wettbewerbssymposium
Vergaberecht neu – BvergG 2009, 01.12.2009, Wirtschaftskammer Österreich

http://portal.wko.at/wk/format_detail.wk?AngID=1&StID=507059&DstID=16&titel=Vergaberecht,neu,-,BVergG,2009
Studiengesellschaft für Wirtschaft und Recht, Symposium Finanzmarktregulierung, 
Salzburg, 26. und 27. November 2009
http://www.uni-salzburg.at/eur/studiengesellschaft
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